Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Modernisierung der Bundesverwaltungen als Projekt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Die Modernisierung der Bundesverwaltungen soll als ein zeit- 
lich befristetes Projekt von einer eigenen Organisationseinheit 
im Rahmen klarer, identifizierbarer und überprüfbarer Ziele 
und Kosten durchgeführt werden. Das Projekt soll für die Bun- 
desministerien bis Ende dieser Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages abgeschlossen sein und in kontinuierliche Ver- 
besserungsprozesse übergehen. 

II. Bei der Reform der Bundesministerien sind folgende Ziele an- 
zustreben: 

- Kleinere Ministerien 

Die Bundesministerien sind auf die Vorbereitung der Ge- 
setzgebung, Gesetzeskontrolle, politische Leitungs- und 
Weisungsfunktionen sowie ein Innovationsmanagement zu 
beschränken. Die Routine der ausführenden Verwaltung ist 
aus den Ministerien herauszunehmen und anderen Stellen 
(oberen Bundesbehörden) zu übertragen. Die Zahl der Bun- 
desministerien ist heute zu groß und sollte vermindert wer- 
den. 

- Reorganisation der Ministerien 

Die Ablauforganisation der Bundesministerien muß über- 
prüft und auf der Grundlage moderner Managementprin- 
zipien neu gestaltet werden. Dabei sollen insbesondere die 
Referate vergrößert, Hierarchiestufen vermindert, Projekt- 
organisation ermöglicht und eine dezentrale Ressourcen- 
und Ergebnisverantwortung durchgeführt werden. 

- Einführung neuer Steuerungsinstrumente 

Die Ablauforganisation auf der Ebene der Ministerialver- 
waltung und die Beziehungen zwischen Ministerien und 
nachgeordneten Bereichen sollen mit Hilfe neuer Steue- 
rungsinstrumente modernisiert werden. Dazu gehören die 
Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung und eine 
Steuerung von Aufgaben durch Zielvereinbarung und Bud- 
getierung. 
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- Verselbständigung ausgegliederter Bereiche 

Die Verkleinerung und Reorganisation der Bundesministe- 
rien muß mit einer gleichzeitigen Reorganisation und Stär- 
kung der Autonomie der neuen Bundesoberbehörden ein- 
hergehen. 

III. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. für die Durchführung des Modernisierungsprojekts zeitlich 
befristet einen Stab „ Verwaltungsmodernisierung " zu bil- 
den, der aus einer Projektleitung (Vorstand) und einer sehr 
begrenzten Anzahl von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern be- 
steht und im Rahmen eines eigenen Budgets unabhängig 
von den betroffenen Ministerien und Behörden handeln 
kann; der Stab kann sich der Unterstützung durch Dritte be- 
dienen; in den Vorstand sollen mit Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages drei angesehene Persönlichkeiten aus 
den Bereichen Wirtschaft, öffentlicher Dienst und Gewerk- 
schaften berufen werden; 

2. zur Unterstützung des Stabes mit Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages ein Team „Verwaltungsmodernisie- 
rung" zu bilden, dem Vertreterinnen /Vertreter der Bundes- 
verwaltung, der Länder, der Personalräte und der 
Gewerkschaften angehören; 

3. Stab und Team „Verwaltungsmodernisierung" zu beauf- 
tragen, eine konsensfähige Projektarchitektur zur Verwirk- 
lichung der Reformziele (Nummer II) und einen Zeitplan für 
das Reformprojekt zu entwickeln; 

4. dem Deutschen Bundestag und Bundesrat einen Bericht 
über die Ergebnisse des Stabes und des Teams „Verwal- 
tungsmodernisierung" sowie zur zukünftigen Arbeitsweise 
und Organisation von Bundesregierung und Bundesver- 
waltungen bis zum Herbst 1996 zuzuleiten. 

Bonn, den 6. Dezember 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Wir brauchen eine modernisierte und effizientere Verwaltung, die 
bei immer knapper werdenden finanziellen und personellen Res- 
sourcen die immer umfangreicheren und komplexeren Aufgaben 
bewältigen kann. Die Verwaltungsmodernisierung ist auf Bun- 
desebene bisher nur ein Schlagwort geblieben. Dagegen laufen in 
den Kommunen, aber auch in einigen Bundesländern zahlreiche 
Projekte der Verwaltungsreform, ein Beleg, daß doch etwas in Be- 
wegung gekommen ist. 

Bei der Verwaltungsreform besteht kein Wissens- sondern ein 
Handlungsdefizit. Es kann also nicht darum gehen, nochmals Plä- 
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ne in irgendwelchen Kommissionen am grünen Tisch auszuarbei- 
ten. Deshalb ist auch der von der Bundesregierung eingesetzte 
„Sachverständigenrat schlanker Staat" überflüssig, soweit er die- 
ses Ziel verfolgt. Notwendig ist vielmehr, einen offenen Entwick- 
lungs- und Lernprozeß der Verwaltungen einzuleiten, der an po- 
litisch vorgegebenen Zielen auszurichten ist. 

Die Modernisierung der Bundesverwaltung sollte als ein eigen- 
ständiges Projekt durchgeführt werden. Dies bedeutet 

- eine verbindliche Planung von Terminen, Ressourcen und 
Kosten, 

- Orientierung an präzisen und überprüfbaren Zielen, 

- eine zeitliche Befristung, 

- ein festes Budget, 

- klare Zuordnung der Verantwortung, 

- Transparenz (Zwischenberichte). 

Für die Organisation des Projekts ergeben sich daraus folgende 
Anforderungen: 

- für die Durchführung des Projekts muß eine eigene Organisa- 
tionseinheit gebildet werden, 

- die Einheit muß zeitlich befristet werden, 

- die Einheit muß unabhängig von den betroffenen Organisa- 
tionen (Ministerien, Behörden) handeln können, 

- die Einheit muß klein und überschaubar sein, 

- die Einheit muß durch verantwortliche Führungskräfte gelei- 
tet werden und, 

- die Einheit muß durch ein Team aus allen betroffenen Orga- 
nisationen unterstützt werden. 

Der Deutsche Bundestag sollte den von der Bundesregierung vor- 
zulegenden Bericht diskutieren und die wichtigsten Empfehlun- 
gen zur Verwaltungsmodernisierung beschließen. 

Da die Entwicklungen in Bund, Länder und Gemeinden nicht aus- 
einanderlaufen dürfen, muß dem Bundesrat vor der Beschlußfas- 
sung durch den Deutschen Bundestag Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben werden. 

Auf der Grundlage des vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Reformprojekts ist die Verwaltungsreform in den einzelnen Mini- 
sterien und Behörden gemeinsam mit den Beschäftigten zu ge- 
stalten. Die Verwaltung kann nicht über die Köpfe der Betroffenen 
hinweg modernisiert werden, diese sind vielmehr von Anfang an 
einzubeziehen. 
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